
Kirchenführer als Störenfriede

Eine erhebliche Rolle haben in den letzten Monaten 
einige Kirchenführer zu spielen versucht. Darum ist in 
dem vorliegenden Entschließungsentwurf ein besonderer 
Abschnitt über die Rolle der Kirche in der Deutschen 
Demokratischen Republik enthalten. Es ist vollkommen 
richtig darauf hingewiesen, daß es den reaktionären 
Kirchenführern nicht um die berechtigten Interessen der 
Kirche geht, sondern um die Störung der politischen Ord­
nung der Deutschen Demokratischen Republik und um die 
Errichtung eines monopolistischen Glaubenszwanges. Im 
Grunde genommen handelt es sich um zwei entscheidende 
Fragen. Die Kirchenführer erheben Einspruch dagegen, daß 
an den Hochschulen und an den anderen Schulen der 
Deutschen Demokratischen Republik der dialektische Ma­
terialismus als die wissenschaftliche Weltanschauung der 
Arbeiterklasse gelehrt wird. Sie nehmen für sich aber die 
Freiheit des Theologiestudiums in Anspruch, das an allen 
Universitäten der Deutschen Demokratischen Republik 
garantiert ist und durchgeführt wird. Um diese Frage ein­
deutig und bestimmt zu beantworten, geben wir diesen 
Vertretern der Kirche folgende Antwort:

Wir werden euch nach wie vor die Freiheit des 
Theologiestudiums belassen. Darüber hinaus lehnen wir 
es ab, von der Kirche als Institution irgendwelche Vor­
würfe oder Vorschläge über die Gestaltung der Lehr- und 
Studienpläne entgegenzunehmen. Die Universitäten und 
Hochschulen sind staatliche Schulen, über die einzig und 
allein der Staat und die dazu berufenen Organe entschei­
den, niemals aber die evangelische Kirche.

Die zweite Frage betrifft die Tätigkeit der Pfarrer im 
Rahmen der Nationalen Front des demokratischen Deutsch­
land. Die Kirche geht gegen solche Pfarrer disziplinarisch 
vor und bereitet ihnen Schwierigkeiten. Die hier als 
Störenfriede auftretenden Kirchenführer wenden sich 
keineswegs gegen die politische Betätigung der Pfarrer 
überhaupt, sondern nur gegen ihre fortschrittliche und 
demokratische Betätigung. Sie haben nichts dagegen, wenn 
Pfarrer die Kanzel zu reaktionärer Propaganda mißbrau­
chen. In diesem Punkte liegt eine eindeutige Stellung­
nahme unserer Regierung durch meine Erklärung zum 
Verhältnis von Staat und Kirche vor.

Nach der Verfassung steht die ungestörte Religions­
ausübung unter dem Schutz der Republik. Das war sor und 
das bleibt so. Wer versucht, einen Geistlichen an der 
Ausübung seiner staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten 
zu hindern, handelt gegen den Geist und den Buchstaben 
der Verfassung. Ich habe für die Regierung erklärt, wenn 
einem Geistlichen wegen seiner staatsbürgerlichen Be­
tätigung, insbesondere für die Nationale Front oder die 
Friedensbewegung, von irgendeiner Seite Vorwürfe ge­
macht werden, sollte er behindert, bedrängt oder benach­
teiligt werden, so wird die Regierung ihn schützen und 
ihm zugefügte materielle Nachteile ausgleicheh. Das heißt, 
die Regierung wird aus den der Kirche vertraglich zu­
stehenden Leistungen die Mittel zur Besoldung solcher 
bedrängten Pfarrer entnehmen und sie der Kirche ab- 
ziehen. Das ist eine klare, einfache und für jeden ver­
ständliche Regelung. Die Pfarrer, die sich in der Nationalen 
Front oder sonst als fortschrittliche Bürger betätigen, sollen 
sicher sein, daß sie von niemandem behindert werden.

Wir sind glücklich, daß euer HL Parteitag in dem 
Moment stattfindet, in dem in den deutsch-polni­
schen Beziehungen eine historische Wende einge­
treten ist, eine Wende, deren Ausdruck die War­
schauer Abkommen zwischen unseren Regierungen 
und die historische Abmachung irt Zgorzelce ist. 
Symbol dieser Freundschaft sind nicht nur diplo­
matische Akte, vor edlem ist es die herzliche Ver­
brüderung polnischer und deutscher Arbeiter, und 
besonders da, was wir — gemeinsam mit Genossen 
Grotewohl — mit so viel Rührung und Freude in 
Zgorzelee beobachten konnten, die herzliche Ver­
brüderung der prachtvollen deutschen und polni­
schen Jugend. So wie die Jugend unserer Völker 
heranwächst, so wächst auch und wird auch weiter­
hin die Freundschaft zwischen uns wachsen. Kann 
es eine schönere lind bessere Garantie der Zukunft 
geben? Die Warschauer Deklaration beider Regie­
rungen und das Abkommen in Zgorzelce, in denen 
die festgelegte und bestehende polnisch-deutsche 
Grenze an der Oder-Neiße feierlich bestätigt wor­
den ist, bedeutet einen machtvollen Schlag gegen 
die chauvinistische und imperialistische Propa­
ganda, gegen die Pläne der englisch-amerikani­
schen Imperialisten.
Die Volksmassen Polens freuen sich über jeden 
eurer Erfolge, denn sie wissen, daß eure Erfolge 
gleichzeitig eine Stärkung und Konsolidierung des 
ganzen Lagers des Friedens und der Demokratie 
darstellen. über die Oder-Neiße-Grenze hinweg 
reichen die Volksmassen Polens dem deutschen 
Volke die brüderliche Hand im Verständnis dessen, 
daß diese Freundschaft die Sache des Friedens 
stärkt, die Pläne der Kriegstreiber durchkreuzt, die 
Zukunft unserer Völker sichert.

Genosse Cyrankiewicz,
Polnische Vereinigte Arbeiterpartei

m Namen des Zentralkomitees der Polnischen Ver­
einigten Arbeiterpartei und ihres Vorsitzenden, des 
Genossen Boleslaw B i e r  u t ,  begrüße ich euren 
dritten Parteitag, den Parteitag der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands, aufs herzlichste.


